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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dkfm. Ilona GRAENITZ und 
Genossen haben am 17. Dezember 1991 unter der Nr. 2162/J an mich 
eine schriftliche Anfrage gerichtet, welche den folgenden Wortlaut 
hat: 

"1) Ist Ihnen das Abkommen bekannt? 
2) Aus welchen Gründen wurde es von österreich nicht 

ratifiziert? 
3) Ist eine Ratifikation geplant?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten: 

zu 1): Das Europäische übereinkommen zum Schutz von Tieren in 
landwirtschaftlichen Tierhaltungen, das ethische Prinzipien 
aufstellt, durch deren Einhaltung das Wohlbefinden der Tiere in der 
landwirtschaftlichen Tierhaltung und insbesondere in modernen 
Intensivhaltungssystemen gewährleistet werden soll, ist am 10.9.1978 
in Kraft getreten. Vertragsparteien sind derzeit: Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, 
Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, portugal, Schweden, 
Schweiz, Spanien, Vereinigtes Königreich, Zypern sowie die EWG und 
als einziger bisher dem übereinkommen gemäß seinem Artikel 15 als 
Nicht-Mitglied des Europarats beigetretener Staat Jugoslawien. 
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zu 2}: Da durch das Übereinkommen Angelegenheiten des 
selbständigen Wirkungsbereichs der Länder berührt werden, mußte die 
Frage der Ratifikation zunächst mit den Bundesländern abgeklärt 

werden. 
Durch längere zeit gab es von seiten einiger Länder Bedenken 

gegen eine Ratifikation des Übereinkommens durch österreich. 
Mittlerweile ist es dem Bundesministerium für auswärtige 
Angelegenheiten gelungen, diese Bedenken zu überwinden .und die 
Bundesländer von der Zweckmäßigkeit der Ratifikation des 
Übereinkommen.s zu überzeugen. 

zu 3): Die Bundesregierung hat am 10. Dezember 1991 einen 
positiven Beschluß hinsichtlich der Unterzeichnung des 
Übereinkommens und der nachfolgenden Einleitung des 
Ratifikationsverfahrens gefaßt. 

Es kann somit gerechnet werden, daß noch im Jänner dieses Jahres 
die Unterzeichnung des Übereinkommens durch österreich erfolgen 
wird. Das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten wird 
dafür Sorge tragen, daß in der Folge das parlamentarische 
Genehmigungsverfahren ehestens eingeleitet werden wird. 

Der Bundesminister für auswärtigf Angeleg ihei 
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